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Rechtssatz 

Der EuGH hat ausdrücklich hervorgehoben, dass die Behörden bei der individuellen Prüfung eines 
Antrags auf Anerkennung als Flüchtling dem Antragsteller nicht zumuten können, auf diese religiöse 
Betätigung zu verzichten, um eine Verfolgung zu vermeiden (EuGH 5.9.2012, C-71/11 und C-99/11, Rz 
78 f). Das setzt freilich voraus, dass die Konversion nicht bloß - aus opportunistischen Gründen - zum 
Schein erfolgt ist. Läge nämlich eine sogenannte Scheinkonversion vor, wäre im Allgemeinen nicht zu 
erwarten, dass der Revisionswerber bei Rückkehr in den Herkunftsstaat ihn gefährdende religiöse 
Betätigungen vornehmen würde und könnte auch nicht davon ausgegangen werden, dass ihn der Verzicht 
auf das Bekenntnis zu der neuen Glaubensgemeinschaft bzw. zu (weiteren) religiösen Betätigungen 
unzumutbar belasten würden. 
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